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LANDRATSAMT DEGGENDORF 

 
Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG); 
Erlass einer Allgemeinverfügung über die Testpflicht aufgrund eines  
Ausbruchsgeschehens im Alten- und Pflegeheim Georgihof, Georgiplatz 3,  
94486 Osterhofen, zur Bekämpfung der übertragbaren Krankheit Covid-19 
 
 
Das Landratsamt Deggendorf erlässt folgende 
 
 

Allgemeinverfügung 

 

1. Für die Bewohnerinnen und Bewohner sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Alten- und Pflegeheims Georgihof, Osterhofen, wird eine molekularbiologische Testung 
auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 angeordnet. Diese Per-
sonen werden zu einer Reihentestung des Gesundheitsamtes Deggendorf am 02.12.2020 
in das Alten- und Pflegeheim Georgihof, Georgiplatz 3, 94486 Osterhofen, vorgeladen. Die 
Reihentestung wird durch einen Beauftragten des Gesundheitsamtes Deggendorf in Abstim-
mung mit der Einrichtungsleitung und der Regierung von Niederbayern, Sachgebiet 10, 
durchgeführt. 

2. Ausgenommen von der Pflicht in Ziffer 1 sind Bewohnerinnen und Bewohner sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die innerhalb der zurückliegenden 14 Tagen bereits positiv 
auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden und sich aufgrund einer Anordnung des 
Gesundheitsamtes in häuslicher Isolation (Quarantäne) befinden. 

3. Wenn die von den Maßnahmen betroffenen Personen geschäftsunfähig oder in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, hat derjenige für die Erfüllung der genannten Verpflich-
tung zu sorgen, dem die Sorge für die Person zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft den 
Betreuer einer von Maßnahmen betroffenen Person, soweit die Erfüllung dieser Verpflich-
tung zu seinem Aufgabenkreis gehört. 

4. Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar. Die Allgemeinverfü-
gung tritt mit Wirkung vom 02.12.2020, 00:00 Uhr, in Kraft und mit Ablauf des 04.12.2020 
außer Kraft. 

5. Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 

 
Landratsamt Deggendorf 
Deggendorf, 30.11.2020 
 
gez. 
Dr. Becker 
Oberregierungsrätin 
 

H i n w e i s : 
 

Gemäß Artikel 41 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG ist nur der verfügende Teil einer Allgemein-
verfügung öffentlich bekanntzumachen. Die Allgemeinverfügung liegt mit Begründung 
und Rechtsbehelfsbelehrung im Landratsamt Deggendorf, Herrenstraße 18, 94469 
Deggendorf Zi. Nr. 109, 1. Stock, aus. Sie kann während der allgemeinen Dienstzeiten 
eingesehen werden. Wir bitten um telefonische Terminvereinbarung unter 
0991/3100125. 

  



206 
 
 

Gz.: 20-2050 
 
 
 
Vollzug des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG); 
Entschädigungssatzung für den Zweckverband zur Abwasserbeseitigung  
Metten-Offenberg vom 01. Mai 2020 
 
 
Bekanntmachung vom 01.12.2020 
 
Der Zweckverband Abwasserbeseitigung Metten-Offenberg hat mit Beschluss der Ver-
bandsversammlung vom 29.10.2020 die Entschädigungssatzung neu erlassen. 
Diese Entschädigungssatzung wird nachstehend gemäß Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG 
amtlich bekanntgemacht. 
 
 
Deggendorf, 01.12.2020 
Landratsamt Deggendorf 
 
 
gez. 
 
Peterle 
Ltd. Regierungsdirektor 
 
 

 
 
 

Entschädigungssatzung 
 

für den 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Metten - Offenberg 

vom 01. Mai 2020 
 

Der Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Metten - Offenberg erlässt aufgrund Art. 30 
Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) folgende Satzung: 
 

§ 1 Entschädigungsberechtigte 
 

Der Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung werden für 
die Teilnahme an Sitzungen und für die sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach 
Maßgabe dieser Satzung entschädigt. Entsprechendes gilt für Stellvertreter, sofern ein Ver-
tretungsfall vorliegt. 
 

§ 2 Auslagenersatz 
 

Der Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der 
Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse Reisekostenvergütung nach dem Bayeri-
schen Reisekostengesetz in der jeweils gültigen Fassung. Die Fahrtkostenerstattung (Art. 5 
BayRKG) erfolgt wie bei Angehörigen ab der Besoldungsgruppe A 8. 
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§ 3 Entschädigung der Vorsitzenden und der Verbandsräte 

 

(1) Der Verbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Ver-
bandsversammlung (Verbandsräte) sind ehrenamtlich tätig (Art. 30 Abs. 1 
KommZG). Die Tätigkeit der Verbandsräte erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den 
Beratungen und Entscheidungen der Verbandsversammlung. 

(2) Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der 
Verbandsversammlung angehören, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Ver-
bandsversammlung und ihrer Ausschüsse eine Sitzungsgeldpauschale. Die Sit-
zungsgeldpauschale wird auf 30,00 € je Sitzung festgesetzt. 

(3) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter erhalten für ihre Tätigkeiten jeweils 
eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 100,00 €.  

(4)  Verbandsräte, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben außerdem Anspruch auf Er-
satz des nachgewiesenen Verdienstausfalles. Selbstständig Tätige erhalten eine 
Pauschalentschädigung von 30,00 € je volle Stunde für den Verdienstausfall, der 
durch Zeitversäumnisse ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist. Sonstige Ver-
bandsräte, denen im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der 
in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme 
einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung 
von 30,00 € je volle Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur 
auf Antrag gewährt. 

 
§ 4 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01. Mai 2020 in Kraft. Die Entschädigungssatzung vom 01.01.2019 
tritt zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 

 

Metten, den 02.11.2020 
 
Zweckverband Abwasserbeseitigung Metten - Offenberg 
 
gez. 
 
Andreas Moser 
Zweckverbandsvorsitzender 
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41-6451.07 
 
Vollzug der Wassergesetze; 
Gewässer III. Ordnung, Erlachbach  
 
 
 
 

Überschwemmungsgebietsverordnung 
 

für das Überschwemmungsgebiet 

am Erlachbach 

 von Flusskilometer 0 bis 1,85  

auf dem Gebiet 

des Marktes Hengersberg 

im Landkreis Deggendorf  

(ÜgVO Erlachbach, Fkm 0 - 1,85) 

 
 
Anlagen: 
1. Übersichtskarte (Ü 1 - M 1 : 25.000) 
2. Detailkarte (K 1 - M 1 : 2.500) 
(Orginalpläne zum Download unter  
https://www.landkreis-deggendorf.de/download/amtsblatt/Amtsblatt_16_20_Anlage_1.zip) 

 
Das Landratsamt Deggendorf erlässt auf Grund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsge-
setzes (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch        Art. 2 des Gesetzes 
vom 4. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254) geändert wurde, in Verbindung mit § 11 Nr. 4 
Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22), die zuletzt durch Verord-
nung vom 13. Januar 2020 (GVBl. S. 11) geändert worden ist, Art. 46 Abs. 3, Art. 63 und 
Art. 73 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, ber. 
S. 130), das zuletzt durch § 5 Abs. 18 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) 
geändert wurde, folgende oben bezeichnete Verordnung:  

 

§ 1 

Allgemeines, Zweck 

(1) 1Im Markt Hengersberg wird das in § 2 näher beschriebene Überschwemmungsgebiet 

festgesetzt. 2Das Überschwemmungsgebiet betrifft die in § 2 dargestellten Flächen, die 

bei einem 100-jährlichen Hochwasser überschwemmt oder durchflossen oder die für die 

Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden. 3Für dieses Gebiet wer-

den die folgenden Regelungen erlassen. 

(2) 1Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden 

Hochwassergefahr in dem betroffenen Bereich. 2Zudem werden Bestimmungen zur Ver-

meidung von Schäden und zum Schutz vor Hochwassergefahren getroffen. 

  

https://www.landkreis-deggendorf.de/download/amtsblatt/Amtsblatt_16_20_Anlage_1.zip
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(3) 1Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebiets ist das 100-jährliche 

Hochwasser (im Folgenden Bemessungshochwasser - HQ100). 2Ein 100-jährliches 

Hochwasser wird an einem Standort im statistischen Durchschnitt in 100 Jahren einmal 

erreicht oder überschritten. 3Da es sich um einen Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss 

innerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten.  

 
§ 2 

Umfang des Überschwemmungsgebiets, Kennzeichnung der Hochwasserlinie 

(1) 1Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in den im Anhang (Anlagen) veröf-

fentlichten Übersichts- und Detailkarten eingetragen. 2Maßgeblich für die genaue 

Grenzziehung ist die Detailkarte im Maßstab 1 : 2.500. 3Die Karten können im Landrat-

samt Deggendorf und im Rathaus des Marktes Hengersberg während der Öffnungszei-

ten eingesehen werden. 4Die genaue Grenze verläuft auf der jeweils gekennzeichneten 

Grundstücksgrenze oder, wenn die Grenze ein Grundstück schneidet, auf der dem Ge-

wässer näheren Kante der gekennzeichneten Linie. 5Gänzlich im Überschwemmungs-

gebiet liegende Gebäude sowie solchen gleichgestellten Gebäuden, die teilweise im 

Überschwemmungsgebiet liegen, sind in der Detailkarte ebenfalls farblich hervorgeho-

ben. 6Die in den Sätzen 1 und 2 genannten Karten sind Bestandteil dieser Verordnung.  

(2) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Überschwemmungsgebiet 

gelegenen Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungs-

gebietes nicht. 

 
§ 3 

Bauleitplanung, Errichten und Erweiterung baulicher Anlagen 

(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete sowie die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung 

von Bauleitplänen gilt § 78 Abs. 1 bis 3 WHG. 

(2) Für die Errichtung oder Erweiterung von baulichen Anlagen gilt § 78 Abs. 4, 5 und 7 

WHG.  

(3) 1Die Errichtung von Flüssiggasanlagen mit einem Fassungsvermögen von weniger als 

3 t wird allgemein nach § 78 Abs. 6 Satz 1 WHG zugelassen, wenn die folgenden Vo-

raussetzungen erfüllt sind: 

1. Die Flüssiggasanlage muss bei unterirdischer oder halboberirdischer Bauweise ei-

nen Mindestabstand von 50 m zu Hochwasserschutzeinrichtungen (bei Deichen 

vom Deichfuß ausgemessen) einhalten, 

2. die Flüssiggasanlage muss unter Berücksichtigung der erhöhten Anforderungen, 

die sich bei einem 100-jährlichen Hochwasserereignis ergeben, stand- und auf-

triebssicher sein, 

3. die bindigen Deckschichten dürfen nicht dauerhaft geschwächt werden bzw. müs-

sen wiederhergestellt werden, 

4. die in die Deckschicht einbindenden Bauteile sind dicht mit der Deckschicht zu ver-

binden, 

5. oberirdische und halboberirdische Flüssiggasanlagen müssen vor einem Anprall 

von Treibgut und vor Seitendruck gesichert sein, 

6. die Verfüllung der Baugruben muss so zeitnah wie möglich erfolgen, 

7. die vollständige Anzeige gemäß nachfolgendem Satz 2 muss vorliegen. 
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2Die Errichtung der Flüssiggasanlage ist gemäß § 78 Abs. 6 Satz 2 WHG mindestens 

zwei Wochen vorher vom Betreiber schriftlich beim Landratsamt Deggendorf anzuzei-

gen. 3Die Anzeige muss folgende Angaben bzw. Unterlagen umfassen: 

 

1. Angaben zum Betreiber der Flüssiggasanlage (Name und Anschrift), 

2. Angaben zum Aufstellungsort (Flurnummer und Gemarkung) sowie Lageplan, 

3. Angaben zum Flüssiggasbehälter (Fassungsvermögen, Baujahr, Hersteller, Art der 

Aufstellung), 

4. Bestätigung durch den Ersteller des Nachweises, dass ein Nachweis über die 

Stand- und Auftriebssicherheit unter Berücksichtigung der erhöhten Anforderungen, 

die sich bei einem 100-jährlichen Hochwasserereignis ergeben, erstellt wurde und 

dass keine Bedenken hinsichtlich der Standsicherheit, der Gleitsicherheit, der Si-

cherheit vor Grundbruch und der Auftriebssicherheit bestehen; bei unterirdischer 

und halboberirdischer Errichtung sind Druckhöhen bis zum Wasserstand bei einem 

100-jährlichen Hochwasserereignis zu berücksichtigen, 

5. Bestätigung, dass die Flüssiggasanlage vor einem Anprall von Treibgut und vor Sei-

tendruck gesichert wird (bei halboberirdischer oder oberirdischer Aufstellung). 

 
§ 4 

Sonstige Vorhaben 

Für sonstige Vorhaben nach § 78 a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78 

a Abs. 2 und 3 WHG.  

 
§ 5 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Heizölverbraucheranlagen 

(1) Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen dürfen nur aufgestellt, errichtet 

und betrieben werden, wenn sie den Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), insbesondere § 50 AwSV und den 

dazu ergangenen Technischen Regeln entsprechen.  

(2) Für die Errichtung und den Betrieb von Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen    

(JGS-Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 13 AwSV gelten die Bestimmungen der Nrn. 8.2 

und 8.3 Anlage 7 AwSV.  

(3) 1Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen ist gemäß § 78 c Abs. 1 WHG grund-

sätzlich verboten. 2Bereits bestehende Heizölverbraucheranlagen sind vom Betreiber 

gemäß den Bestimmungen des § 78 c Abs. 3 Satz 1 WHG nachzurüsten. 3Sofern Heiz-

ölverbraucheranlagen wesentlich geändert werden, sind diese gemäß § 78 c Abs. 3 

Satz 3 WHG zum Änderungszeitpunkt hochwassersicher nachzurüsten.  

(4) 1Die Prüfpflichten für die unter Abs. 1 und 3 genannten Anlagen ergeben sich aus § 46 

Abs. 3 i. V. m. Anlage 6 der AwSV. 2Ablauf und Durchführung richten sich nach der 

AwSV. 3Weitergehende Regelungen in Einzelfallanordnungen nach AwSV oder in be-

hördlichen Zulassungen für die Anlage bleiben unberührt.  
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§ 6 

Antragsstellung  

1Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 WHG sind für bauliche Anlagen in entspre-

chender Anwendung der für Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayerischen Bau-

ordnung die zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten Unterlagen vorzulegen. 2Vorla-

gepflichten nach der Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren 

(WPBV) vom 13. März 2000 (GVBl S. 156), die zuletzt durch Verordnung vom 20. Oktober 

2010 (GVBl. S. 727) geändert worden ist, bleiben unberührt. 

 
§ 7 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises 

Deggendorf in Kraft. 

 
 

Landratsamt Deggendorf 
Deggendorf, den 01.12.2020 
 
gez. 
 
Bischoff 
Oberregierungsrätin 
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41-6451.06 
 
Vollzug der Wassergesetze; 
Gewässer III. Ordnung, Neßlbach 
 
 
 
 

Überschwemmungsgebietsverordnung 
 

für das Überschwemmungsgebiet 

am Neßlbach 

 von Flusskilometer 0 bis 2,4  

auf dem Gebiet 

des Marktes Winzer 

im Landkreis Deggendorf  

(ÜgVO Neßlbach, Fkm 0 - 2,4) 

 
 
Anlagen: 
1. Übersichtskarte (Ü 1 - M 1 : 25.000) 
2. Detailkarte (K 1 - M 1 : 2.500) 
(Orginalpläne zum Download unter 
https://www.landkreis-deggendorf.de/download/amtsblatt/Amtsblatt_16_20_Anlage_2.zip) 

Das Landratsamt Deggendorf erlässt auf Grund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsge-
setzes (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch        Art. 2 des Gesetzes 
vom 4. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254) geändert wurde, in Verbindung mit § 11 Nr. 4 
Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22), die zuletzt durch Verord-
nung vom 13. Januar 2020 (GVBl. S. 11) geändert worden ist, Art. 46 Abs. 3, Art. 63 und 
Art. 73 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, ber. 
S. 130), das zuletzt durch § 5 Abs. 18 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) 
geändert wurde, folgende oben bezeichnete Verordnung:  

 

§ 1 

Allgemeines, Zweck 

(1) 1Im Markt Winzer wird das in § 2 näher beschriebene Überschwemmungsgebiet festge-

setzt. 2Das Überschwemmungsgebiet betrifft die in § 2 dargestellten Flächen, die bei 

einem 100-jährlichen Hochwasser überschwemmt oder durchflossen oder die für die 

Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden. 3Für dieses Gebiet wer-

den die folgenden Regelungen erlassen. 

(2) 1Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden 

Hochwassergefahr in dem betroffenen Bereich. 2Zudem werden Bestimmungen zur Ver-

meidung von Schäden und zum Schutz vor Hochwassergefahren getroffen. 

  

https://www.landkreis-deggendorf.de/download/amtsblatt/Amtsblatt_16_20_Anlage_2.zip
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(3) 1Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebiets ist das 100-jährliche 

Hochwasser (im Folgenden Bemessungshochwasser - HQ100). 2Ein 100-jährliches 

Hochwasser wird an einem Standort im statistischen Durchschnitt in 100 Jahren einmal 

erreicht oder überschritten. 3Da es sich um einen Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss 

innerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten.  

 
§ 2 

Umfang des Überschwemmungsgebiets, Kennzeichnung der Hochwasserlinie 

(1) 1Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in den im Anhang (Anlagen) ver-

öffentlichten Übersichts- und Detailkarten eingetragen. 2Maßgeblich für die genaue 

Grenzziehung ist die Detailkarte im Maßstab 1 : 2.500. 3Die Karten können im Land-

ratsamt Deggendorf und im Rathaus des Marktes Winzer während der Öffnungszei-

ten eingesehen werden. 4Die genaue Grenze verläuft auf der jeweils gekennzeich-

neten Grundstücksgrenze oder, wenn die Grenze ein Grundstück schneidet, auf der 

dem Gewässer näheren Kante der gekennzeichneten Linie. 5Gänzlich im Über-

schwemmungsgebiet liegende Gebäude sowie solchen gleichgestellten Gebäuden, 

die teilweise im Überschwemmungsgebiet liegen, sind in der Detailkarte ebenfalls 

farblich hervorgehoben. 6Die in den Sätzen 1 und 2 genannten Karten sind Bestand-

teil dieser Verordnung.  

(2)  Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Überschwemmungs

 gebiet gelegenen Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen des Über

 schwemmungsgebietes nicht. 

 
§ 3 

Bauleitplanung, Errichten und Erweiterung baulicher Anlagen 

(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete sowie die Aufstellung, Änderung oder Ergän-

zung von Bauleitplänen gilt § 78 Abs. 1 bis 3 WHG. 

(2) Für die Errichtung oder Erweiterung von baulichen Anlagen gilt § 78 Abs. 4, 5 und 7 

WHG.  

(3) 1Die Errichtung von Flüssiggasanlagen mit einem Fassungsvermögen von weniger 

als 3 t wird allgemein nach § 78 Abs. 6 Satz 1 WHG zugelassen, wenn die folgenden 

Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Die Flüssiggasanlage muss bei unterirdischer oder halboberirdischer Bauweise 

einen Mindestabstand von 50 m zu Hochwasserschutzeinrichtungen (bei Deichen 

vom Deichfuß ausgemessen) einhalten, 

2. die Flüssiggasanlage muss unter Berücksichtigung der erhöhten Anforderungen, 

die sich bei einem 100-jährlichen Hochwasserereignis ergeben, stand- und auf-

triebssicher sein, 

3. die bindigen Deckschichten dürfen nicht dauerhaft geschwächt werden bzw. müs-

sen wiederhergestellt werden, 

4. die in die Deckschicht einbindenden Bauteile sind dicht mit der Deckschicht zu 

verbinden, 

5. oberirdische und halboberirdische Flüssiggasanlagen müssen vor einem Anprall 

von Treibgut und vor Seitendruck gesichert sein, 

6. die Verfüllung der Baugruben muss so zeitnah wie möglich erfolgen, 
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7. die vollständige Anzeige gemäß nachfolgendem Satz 2 muss vorliegen. 

 
2Die Errichtung der Flüssiggasanlage ist gemäß § 78 Abs. 6 Satz 2 WHG mindestens 

zwei Wochen vorher vom Betreiber schriftlich beim Landratsamt Deggendorf anzuzei-

gen. 3Die Anzeige muss folgende Angaben bzw. Unterlagen umfassen: 

 

1. Angaben zum Betreiber der Flüssiggasanlage (Name und Anschrift), 

2. Angaben zum Aufstellungsort (Flurnummer und Gemarkung) sowie Lageplan, 

3. Angaben zum Flüssiggasbehälter (Fassungsvermögen, Baujahr, Hersteller, Art der 

Aufstellung), 

4. Bestätigung durch den Ersteller des Nachweises, dass ein Nachweis über die 

Stand- und Auftriebssicherheit unter Berücksichtigung der erhöhten Anforderungen, 

die sich bei einem 100-jährlichen Hochwasserereignis ergeben, erstellt wurde und 

dass keine Bedenken hinsichtlich der Standsicherheit, der Gleitsicherheit, der Si-

cherheit vor Grundbruch und der Auftriebssicherheit bestehen; bei unterirdischer 

und halboberirdischer Errichtung sind Druckhöhen bis zum Wasserstand bei einem 

100-jährlichen Hochwasserereignis zu berücksichtigen, 

5. Bestätigung, dass die Flüssiggasanlage vor einem Anprall von Treibgut und vor Sei-

tendruck gesichert wird (bei halboberirdischer oder oberirdischer Aufstellung). 

 
§ 4 

Sonstige Vorhaben 

Für sonstige Vorhaben nach § 78 a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78 

a Abs. 2 und 3 WHG.  

 
§ 5 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Heizölverbraucheranlagen 

(1) Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen dürfen nur aufgestellt, errich-

tet und betrieben werden, wenn sie den Anforderungen der Verordnung über Anlagen 

zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), insbesondere § 50 AwSV und 

den dazu ergangenen Technischen Regeln entsprechen.  

(2) Für die Errichtung und den Betrieb von Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen    

(JGS-Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 13 AwSV gelten die Bestimmungen der Nrn. 8.2 

und 8.3 Anlage 7 AwSV.  

(3) 1Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen ist gemäß § 78 c Abs. 1 WHG grund-

sätzlich verboten. 2Bereits bestehende Heizölverbraucheranlagen sind vom Betreiber 

gemäß den Bestimmungen des § 78 c Abs. 3 Satz 1 WHG nachzurüsten. 3Sofern 

Heizölverbraucheranlagen wesentlich geändert werden, sind diese gemäß § 78 c Abs. 

3 Satz 3 WHG zum Änderungszeitpunkt hochwassersicher nachzurüsten.  

(4) 1Die Prüfpflichten für die unter Abs. 1 und 3 genannten Anlagen ergeben sich aus § 

46 Abs. 3 i. V. m. Anlage 6 der AwSV. 2Ablauf und Durchführung richten sich nach der 

AwSV. 3Weitergehende Regelungen in Einzelfallanordnungen nach AwSV oder in be-

hördlichen Zulassungen für die Anlage bleiben unberührt.  
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§ 6 

Antragsstellung  

1Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 WHG sind für bauliche Anlagen in entspre-

chender Anwendung der für Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayerischen Bau-

ordnung die zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten Unterlagen vorzulegen. 2Vorla-

gepflichten nach der Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren 

(WPBV) vom 13. März 2000 (GVBl S. 156), die zuletzt durch Verordnung vom 20. Oktober 

2010 (GVBl. S. 727) geändert worden ist, bleiben unberührt. 

 
§ 7 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises 

Deggendorf in Kraft. 

 
 

Landratsamt Deggendorf 
Deggendorf, den 01.12.2020 
 
gez. 
 
Bischoff 
Oberregierungsrätin 
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